
Die Bedeutung von Daten für die Forschung wird zuneh-
mend wichtiger. Forschung hat zwar schon immer mit 
Daten gearbeitet, doch sind die Möglichkeiten datenin-
tensiver Forschung durch die Digitalisierung stark ange-
stiegen: Es können immer mehr Daten erhoben, gesam-
melt, verarbeitet und bereitgestellt werden. Zudem findet 
Forschung immer häufiger in komplexen, interdisziplinä-
ren Projekten und großen Forschungsverbünden statt, in 
denen sehr viele Daten produziert werden, was ein um-
fassendes Datenmanagement erforderlich macht. Aber 
nicht nur die Menge der digitalen Daten wächst exponen-
tiell an, sondern es sind auch immer mehr digitale Werk-
zeuge verfügbar, um eine große Menge an Daten zu archi-

Wachsende Bedeutung von  
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vieren, auszuwerten und nutzbar zu machen. Datenge-
triebene Forschung spielt inzwischen eine zentrale Rolle 
bei der Bearbeitung wissenschaftlicher Fragen und leistet 
so auch einen wesentlichen Beitrag zur Lösung gesell-
schaftlicher Herausforderungen, zum Beispiel in den Be-
reichen Klima, Mobilität oder Gesundheit. Damit unter-
stützt sie entscheidend gesellschaftliche Weiterentwick-
lung und ermöglicht Innovation.

Datenintensive Forschung verändert auch die Wissen-
schaft selbst. Die intensive Nutzung digitaler Daten eröffnet 
der Forschung eine Vielzahl neuer Möglichkeiten und Me-
thoden der Datengewinnung, des Datenaustauschs und der 
Datenanalyse. Um die mit Forschungsdaten verbundenen 
Potenziale bestmöglich nutzen zu können, braucht es nicht 
nur geeignete rechtliche und infrastrukturelle Rahmenbe-
dingungen, sondern nach Ansicht des Wissenschaftsrats 
auch einen Kulturwandel, der aktiv gestaltet werden muss 
und verschiedene Prinzipien umfasst, etwa Teilen und Ko-
operieren, Themen- und Methodenvielfalt und die Siche-
rung wissenschaftlicher Standards (WR 2020). 

 
       Wissenschaftsrat: Zum Wandel in den  
         Wissenschaften durch datenintensive  
      Forschung

Forschungsdaten sind „Aufzeichnungen in digitaler Form, 
bei denen es sich nicht um wissenschaftliche Veröffentli-
chungen handelt und die im Laufe von wissenschaftli-
chen Forschungstätigkeiten erfasst oder erzeugt und als 
Nachweise im Rahmen des Forschungsprozesses verwen-
det werden oder die in der Forschungsgemeinschaft all-
gemein für die Validierung von Forschungsfeststellungen 
und -ergebnissen als notwendig erachtet werden“. (Da-
tennutzungsgesetz § 3, Abs. 10) 

Was sind Forschungsdaten?

  

Auf einen Blick
Im Zuge der digitalen Transformation hat die Be-
deutung von Daten für die Wissenschaft immer 
mehr zugenommen. Datenintensive Forschung 
leistet einen zentralen Beitrag zur Lösung gesell-
schaftlicher Herausforderungen und unterstützt 
gesellschaftliche Weiterentwicklung und Innova-
tion. Gegenwärtig bestehen in Deutschland je-
doch Defizite beim Datenzugang und bei der 
Nutzung von Daten durch die Wissenschaft. Die 
großen Potenziale von Forschungsdaten bleiben 
aufgrund technischer und rechtlicher Hürden 
häufig noch ungenutzt. Um die Möglichkeiten 
von Forschungsdaten für die Wissenschaft im 
Gemeinwohlinteresse besser zu erschließen, 
plant die Bundesregierung ein Forschungsdaten-
gesetz. In vorliegendem Papier werden Empfeh-
lungen gegeben, welche Aspekte bei der Ausge-
staltung des Gesetzes berücksichtigt werden 
sollten.
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Gegenwärtig bleiben die großen Potenziale von For-
schungsdaten in Deutschland aufgrund technischer und 
rechtlicher Hürden häufig noch ungenutzt. Folgende Defi-
zite sind festzustellen: 
•	 eine schlechte Auffindbarkeit von Daten; 
•	 ein unklarer Rechtsstatus von Daten, die von Forscher_

innen und anderen Akteur_innen generiert werden;
•	 fehlende Rechtssicherheit bei der Verknüpfung und An-

onymisierung von Daten; 
•	 eine problematische Abgrenzung personenbezogener 

von nichtpersonenbezogenen Daten;
•	 die ungeklärte Frage, ab wann das Urheberrecht greift;
•	 fehlende standardisierte Datenzugänge (vgl. RfII 2023).

Die große Bedeutung von Forschungsdaten wurde insbe-
sondere in der Covid-19-Pandemie deutlich (vgl. WR 
2020: 59ff.). In Deutschland zeigten sich dabei positive As-
pekte im Bereich Grundlagenforschung (z. B. bei der Impf-
stoffentwicklung), aber auch Defizite in der Datenland-
schaft, die dazu führten, dass wichtige wissenschaftliche 
Erkenntnisse nicht gewonnen werden konnten. So waren 
viele erforderliche Daten entweder nicht vorhanden oder 
nicht zugänglich, um im medizinischen Bereich notwendi-
ge datenbasierte wissenschaftliche Studien durchzuführen 
und wichtige politische Entscheidungen durch wissen-
schaftliche Evidenz zu stützen (vgl. Beermann et al. 2022). 

Vor diesem Hintergrund diskutierten in der hochschulpo-
litischen Reihe der Friedrich-Ebert-Stiftung „Eine Stunde 
für die Wissenschaft“ am 26.6.2023 Expert_innen aus Wis-
senschaft und Politik darüber, wie das FDG ausgestaltet 
werden sollte. Ruppert Stüwe, Mitglied des Bundestags und 
des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfol-
genabschätzung, und Dr. Stefan Lange, Leiter der Ge-
schäftsstelle des Rates für Informationsinfrastrukturen 
(RfII), verdeutlichten in ihren Impulsen die aus ihrer Sicht 
wichtigsten Punkte.

Datenzugang und -nutzung für die öffentliche  
Forschung verbessern 
 
Bei der Ausgestaltung des Gesetzes muss geklärt werden, 
was unter Forschungsdaten zu verstehen ist, wer An-
spruch auf Datenzugang haben sollte und welcher gesell-
schaftliche Nutzen mit dem Gesetz verbunden ist.

RfII-Geschäftsstellenleiter Stefan Lange betonte die 
Wichtigkeit, „Forschungsdaten“ im Gesetz genau zu defi-

Hindernisse und Handlungsbedarf

Empfehlungen zur Ausgestaltung 
des Gesetzes„Zu Forschungsdaten zählen u. a. Messdaten, Laborwer-

te, audiovisuelle Informationen, Texte, Surveydaten, Ob-
jekte aus Sammlungen oder Proben, die in der wissen-
schaftlichen Arbeit entstehen, entwickelt oder ausgewer-
tet werden. Methodische Testverfahren, wie Fragebögen, 
Software und Simulationen können ebenfalls zentrale Er-
gebnisse wissenschaftlicher Forschung darstellen und 
sollten daher ebenfalls unter den Begriff Forschungsda-
ten gefasst werden.“ (DFG 2015) 

Qualitätsgesicherte Forschungsdaten dokumentieren die 
Ergebnisse des Forschungsprozesses, bilden einen Grund-
pfeiler wissenschaftlicher Erkenntnis und können Grund-
lage weiterer Forschung sein. „Die nachhaltige Sicherung 
und Bereitstellung von Forschungsdaten dient daher 
nicht nur der Prüfung früherer Ergebnisse, sondern in ho-
hem Maße auch der Erzielung künftiger Ergebnisse. Sie 
bildet eine strategische Aufgabe, zu der Wissenschaft, 
Politik und andere Teile der Gesellschaft gemeinsam bei-
tragen müssen.“ (Allianz der Wissenschaftsorganisatio-
nen 2010)

Ein zentraler Akteur im Bereich Forschungsdaten ist der 
Rat für Informationsinfrastrukturen (RfII), ein 2014 von 
der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) einge-
setztes Expert_innengremium, das Akteur_innen aus Poli-
tik und Wissenschaft in Fragen der digitalen Informati-
onsinfrastrukturen berät. Inzwischen erstreckt sich die 
Beratung auf alle Fragen der digitalen Transformation der 
Wissenschaft, insbesondere auf Forschungsdateninfra-
strukturen (RfII 2021a).

Die 24 Mitglieder des Rates vertreten die wissenschaftli-
chen Nutzer_innen und Betreiber_innen von Informati-
onsinfrastrukturen: So sind neben Forscher_innen auch 
Infrastruktureinrichtungen, Bund und Länder sowie das 
öffentliche Leben (zurzeit neben einer Landesdaten-
schutzbeauftragten auch Repräsentant_innen aus Unter-
nehmen, darunter ein Verlag) mit Vertreter_innen im Rat 
beteiligt. Der Rat entwickelt politikfähige Empfehlungen 
auf Systemebene, will die Selbstorganisation der Wissen-
schaft stimulieren und Synergiepotenziale im System 
identifizieren.

Der RfII beteiligt sich auch an verschiedenen Gesetzge-
bungsverfahren im Bereich Forschungsdaten auf europäi-
scher und nationaler Ebene und veröffentlicht Positions-
papiere wie auch Stellungnahmen zu aktuellen Themen 
(z. B. RfII 2016, 2021, 2022). In einem 2023 verabschie-
deten Diskussionsimpuls werden Empfehlungen zum  
Forschungsdatengesetz und zur Einrichtung eines Daten- 
instituts gegeben.

Der Rat für Informationsinfrastrukturen 
(RfII)
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nieren. Das FDG sollte nicht nur Forschungsdaten im en-
geren Sinne in den Blick nehmen, wie es im Datennut-
zungsgesetz vorgesehen ist, sondern auch
•	 Sekundärdaten, die den Entstehungsprozess der Pri-

märdaten dokumentieren und kontextualisieren sowie 
•	 Metadaten, die auf Prozesse der Qualitätssicherung 

(Kuratierung) im Forschungsprozess und in wissen-
schaftlichen Datenbanken oder Repositorien zurückge-
hen und die Verwendbarkeit der Daten sicherstellen, 
beispielsweise deren Find- und Verknüpfbarkeit er-
leichtern (RfII 2023: 3).

Das FDG soll laut RfII dafür sorgen, dass Daten, die un-
ter Einsatz öffentlicher Gelder erhoben wurden, der Wis-
senschaft auch möglichst umfassend zur Verfügung ste-
hen, damit das Wissenschaftssystem seine zentralen Auf-
gaben für die Gesellschaft wahrnehmen kann (RfII 2023: 
1). Privilegierte Datenzugänge für die öffentlich geförder-
te Forschung seien insbesondere für eine evidenzbasierte 
Politikberatung unverzichtbar, da diese nur dann in hin-
reichend übergreifender Form, qualitätsgesichert sowie 
unter Berücksichtigung einer gesamtgesellschaftlichen 
Perspektive erfolgen könne (RfII 2023: 1).

Lange betonte, dass öffentlich finanzierte Forschungs-
daten ein wissenschaftliches Gemeinschaftsgut sind: „Sie 
gehören niemandem persönlich, auch nicht den Wissen-
schaftler_innen selbst, die sie erheben.“ Im öffentlichen 
Interesse sei es unabdingbar, einen Forschungszugang zu 
öffentlich erhobenen und gehaltenen Daten auch außer-
halb der Wissenschaft (z. B. in Behörden, Sozialversiche-
rungsträgern) zu schaffen und diese verknüpfbar zu ma-
chen, indem bisherige gesetzliche Restriktionen – im Ein-
klang mit einem forschungsfreundlich verstandenen Da-
tenschutzrecht – beseitigt werden. 

Entsprechend solle das geplante FDG auch nicht alle 
möglichen Zugänge zu Forschungsdaten regulieren, son-
dern dort für Klarheit sorgen, wo durch bisherige, nicht 
miteinander harmonisierte Regelungen Unsicherheiten 
entstanden sind und den Datenzugang für die Forschung 
behindern, erläuterte Lange. Das Gesetz solle zum Bei-
spiel ermöglichen, dass der Forschung künftig Gesund-
heits- und Mobilitätsdaten oder Registerdaten zur Verfü-
gung gestellt werden können. Auch die Verknüpfbarkeit 
von Daten und Rahmenbedingungen für deren Bereitstel-
lung sollten im Gesetz geregelt werden. Der RfII unter-
stützt somit die Forderung der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG), das Gesetz vor allem als ein „Datenzu-
gangsgesetz für die Forschung“ auszugestalten, um Wis-
senschaftler_innen einen möglichst ungehinderten Zu-
gang zu Daten zu bieten. 

Ruppert Stüwe, der im Forschungsausschuss im Bundes-
tag als Berichterstatter für die Digitalisierung in der For-
schung bzw. für Forschungsdateninfrastrukturen mit der 
Frage des FDG befasst ist, stimmte Lange zu: „Überall da, 
wo öffentliches Geld in die Erstellung und Bereitstellung 
der Daten geflossen ist, sollten die Daten auch für die öf-
fentliche Wissenschaft zugänglich sein. Ebenso sollten die 
Ergebnisse der Wissenschaft auf dieser Basis auch wieder 
allen zugänglich sein und dem Gemeinwohl zugute kom-

men.“ Entscheidend für die Nutzung der Daten sollte der 
Forschungszweck sein, betonte Stüwe. Dabei solle der 
Zweck der unabhängigen Forschung vom Zweck einer Pro-
duktentwicklung oder Ähnlichem abgegrenzt werden. So 
müsse beispielsweise auch künftig verhindert werden, dass 
Unternehmen unter dem Stichwort „Forschung“ eine 
Fishing-Expedition durch öffentlich generierte Datensätze 
durchführen, um im privaten oder rein ökonomischen In-
teresse ein Produkt (weiter) zu entwickeln. 

Auch müsse der Umgang mit Daten geregelt werden, bei 
denen keine ökonomischen, sondern andere Interessen im 
Vordergrund stehen, etwa von Strafverfolgungsbehörden. 
So sollte es beispielsweise künftig möglich sein, dass For-
scher_innen wissenschaftlich mit Daten arbeiten, die bei 
qualitativen Interviews im Rahmen von psychologischen 
Studien entstanden sind, ohne dass der Datenschutz und 
die Rechte der Datenspender_innen verletzt werden.

Der Gegenstand und Anspruch des geplanten Gesetzes 
muss nach Stüwe klar unterschieden werden vom Thema 
Open Access und Open Data, wo es um den Zugang zu 
wissenschaftlich erhobenen Daten geht, die ohne Zu-
gangshürden veröffentlicht werden und allen zur Verfü-
gung stehen. Dagegen solle im FDG der Umgang mit öf-
fentlich erhobenen Forschungsdaten so geregelt werden, 
dass Wissenschaftler_innen spezifische Daten für For-
schungsvorhaben anfragen können und Zugang zu Daten 
erhalten, wenn ein klares, nachvollziehbares Forschungs-
interesse besteht. Das Forschungsdatengesetz diene dem 
verbesserten Zugang der Forschung zu Daten, insbeson-
dere wenn diese in außerwissenschaftlichen Kontexten 
vorliegen.

Zugriff auf privatwirtschaftliche Daten
differenziert regeln 

Forschungsdaten entstehen sowohl in der öffentlich fi-
nanzierten Forschung als auch in der privaten Industrie-
forschung. Wenn der Datenzugang der öffentlichen For-
schung insgesamt verbessert werden soll, stellt sich die 
Frage, inwieweit auch deren Zugang zu privatwirtschaftli-
chen Daten optimiert werden kann.

Unter bestimmten Voraussetzungen sollte die Wissen-
schaft die Möglichkeit haben, auf privatwirtschaftlich ge-
haltene Daten zuzugreifen, meinte Lange. Die öffentlich 
getragene Wissenschaft würde in ihren Leistungsmöglich-
keiten im Bereich datenintensiver Forschung zurückfal-
len, wenn sie sich auf die Arbeit mit selbst erhobenen, öf-
fentlichen Forschungsdaten beschränken müsste. Dieser 
Zugang sollte nicht unlimitiert sein, doch sollten die 
Möglichkeiten erweitert werden: Der 2022 verabschiedete 
europäische Data Governance Act ermöglicht Zugang zu 
solchen Daten bislang nur bei außergewöhnlichen Anläs-
sen (wie etwa einer Krisensituation). Dies sei, so Lange, 
zum Beispiel für die Zwecke einer krisenvorbeugenden 
wissenschaftsgestützten Politikberatung eine starke Ein-
schränkung. 

Ein wichtiger Punkt ist dabei, dass der öffentlich finan-
zierten Wissenschaft für den Datenzugang keine zu hohen 
Kosten entstehen dürfen. Sie sollte privatwirtschaftlichen 
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Datengebenden höchstens eine angemessene Aufwandsent-
schädigung für die Datenbereitstellung erstatten müssen 
(RfII 2023: 7). Auch müsse darauf geachtet werden, derzeit 
funktionierende freiwillige Arrangements zum Datenaus-
tausch zwischen Wissenschaft und Wirtschaft nicht durch 
zusätzliche legislative Hürden im FDG zu erschweren oder 
zu verschlechtern. So dürften beispielsweise berechtigte 
Geschäftsgeheimnisse und auf Daten basierende Ge-
schäftsmodelle im Unternehmensbereich nicht verletzt 
oder konterkariert werden (RfII 2023: 7). 

Stüwe stellte klar, dass bei privatwirtschaftlichen Daten 
in Zukunft deutlicher geregelt werden sollte, dass Daten 
und Forschungsergebnisse, die in Kooperationen zwi-
schen Wissenschaftler_innen und Unternehmen erzielt 
worden sind, der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt 
werden müssen. Der Bereich der „Geschäftsgeheimnisse“ 
sei möglichst eng zu definieren, wenn private Unterneh-
men mit öffentlichen Daten oder mit Unterstützung der 
öffentlichen Infrastruktur forschen.

Datenschutz sicherstellen 

Bei der gesetzlichen Regelung von Forschungsdaten in ei-
nem Bundesgesetz wie dem FDG müssen bestehende Da-
tenschutzregelungen auf unterschiedlichen politischen 
Ebenen beachtet werden. Als EU-Mitgliedstaat ist 
Deutschland beispielsweise dazu verpflichtet, bei der Nut-
zung von Daten die europäische Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) auf nationaler Ebene umzusetzen. 

Aufgrund des föderalistisch geprägten Systems der Bun-
desrepublik ist Datenschutz aber weitgehend Sache der 
Länder, die unterschiedliche Datenschutzregelungen in ih-

ren Ländergesetzen festgehalten haben. Für die Umsetzung 
und Wahrung des Datenschutzes sind wiederum Landesda-
tenschutzbeauftragte zuständig, die bei der Auslegung von 
Gesetzen – auch bei der DSGVO – oft unterschiedliche 
Ansichten vertreten.1  

Für Stüwe hat es oberste Priorität, den erleichterten 
Zugang zu Daten und die Verknüpfung von Daten daten-
schutzkonform sicherzustellen. Er hält es jedoch für we-
nig zielführend, dass gegenwärtig Bundesländer, Daten-
schutzbeauftragte und einzelne Einrichtungen unter-
schiedlich mit Daten und der Frage des Datenschutzes 
umgehen. Hier müsse mit dem FDG mehr Rechtssicher-
heit und Verlässlichkeit erreicht werden. Deshalb solle im 
Gesetz auch festgelegt werden, dass eine bestimmte Aus-
legung des Datenschutzes über Länder- und Institutio-
nengrenzen hinweg gilt.

FDG mit anderen Gesetzen harmonisieren 

Ein nationales FDG zur Nutzung, Verwendung und Ver-
wertung von Daten muss hohen Anforderungen genügen, 
weil es mit bestehenden Gesetzen und parallelen Gesetzes-
vorhaben auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene zu harmo-
nisieren ist.

Nach Auffassung des RfII kann ein FDG nur dann seine 
Wirkung entfalten, wenn alle gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen (mit) adressiert werden, die bei diesem Thema 
zum Tragen kommen. So sind wichtige Bereiche der ge-
wünschten erleichterten Datenzugänge oder Datenver-
knüpfungsmöglichkeiten bereits auf unterschiedlichen po-
litischen Ebenen (z. B. Datenschutzrecht in Europa, Bund, 
Ländern) und in weiteren Gesetzen (z. B. Bundesstatistik-
gesetz, Steuergesetze, Urheberrechtsgesetz) geregelt oder 
im Begriff, geregelt zu werden (z. B. Gesundheitsdatennut-
zungsgesetz)2 (RfII 2023: 8). Auch die derzeitige Ausgestal-
tung des Data Act in der EU (vgl. Europäische Kommissi-
on 2023)3 bestimmt letztlich den Handlungsspielraum auf 
nationaler Ebene bei der Ausgestaltung des FDG.

Geeignete Infrastruktur schaffen 

Neben gesetzlichen Regelungen braucht es auch eine geeig-
nete materielle Infrastruktur, um den Datenzugang und die 
Datennutzung für die Forschung zu verbessern. 

Der Datenschutz ist als Grundrecht im Recht der Europäi-
schen Union verankert (Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union, EU-Charta der Grundrechte, Art. 8). 
Im Jahr 2018 ist zudem die Datenschutz-Grundverord-
nung der EU (DSGVO) in Kraft getreten (EU 2016), die im 
Wesentlichen zwei Ziele verfolgt: 
•	 Förderung des grenzüberschreitenden Datenverkehrs 

innerhalb der EU im digitalen Zeitalter durch einen 
einheitlichen und unmittelbar geltenden Rechtsrah-
men, der von allen EU-Mitgliedstaaten umgesetzt wer-
den soll (vor allem gleiche Wettbewerbsbedingungen 
für Unternehmen, bessere Möglichkeiten bei der Be-
kämpfung von Kriminalität und Terrorismus). 

•	 Stärkung des EU-Grundrechts auf Schutz der perso-
nenbezogenen Daten (z. B. Name und Privatanschrift, 
Standortdaten auf einem Mobiltelefon), indem den 
Betroffenen mehr Kontrolle und Transparenz bei der 
Datenverarbeitung gegeben wird (höhere Anforderun-
gen an eine rechtswirksame Einwilligung der betroffe-
nen Personen und mehr Rechte in Bezug auf Informa-
tion und Auskunft). 

Datenschutz in der EU

1    Der unterschiedliche Umgang der Länder mit Datenschutz zeigte sich  
z.B. in der Covid-19-Krise bei unterschiedlichen Vorschriften der Länder zur 
Datenerfassung von Restaurantgästen oder Patient_innen (vgl. Schemmel 
2022).
2    Das Gesundheitsdatennutzungsgesetz soll dazu dienen, Daten zum 
Wohl der Patient_innen besser nutzen zu können: „Kern des Gesetzes ist 
die erleichterte Nutzbarkeit von Gesundheitsdaten für gemeinwohlorientier-
te Zwecke. Dazu wird unter anderem eine dezentrale Gesundheitsdateninf-
rastruktur mit einer zentralen Datenzugangs- und Koordinierungsstelle für 
die Nutzung von Gesundheitsdaten aufgebaut“ (BMG 2023). Das Bundes-
kabinett hat am 30.8.2023 das Vorhaben zum Gesundheitsdatennutzungs-
gesetz beschlossen, das am 1.1.2024 in Kraft treten soll.
3    Im Juni 2023 haben sich die Mitgliedstaaten der EU mit dem Europäi-
schen Parlament auf einen Entwurf des Data Act geeinigt. Damit soll ein für 
die gesamte EU geltender rechtlicher Rahmen für das Nutzen und Teilen von 
Daten geschaffen werden, um den Datenaustausch zu verbessern oder 
überhaupt erst zu ermöglichen.
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Stüwe betonte zum einen die Wichtigkeit, neue Institu-
tionen zu schaffen, die Daten verwalten und zugänglich 
machen, sie aufbereiten und auffindbar machen sowie An-
träge prüfen usw. – und somit auch eine Transformation 
von Daten, die für die Forschung genutzt werden sollen, 
leisten und begleiten können. Zum anderen bedürfe es ei-
ner Hardware-Infrastruktur, die Daten über längere Zeit-
räume sicher und verfügbar hält. Nach Stüwe spricht dabei 
viel für eine dezentrale, fachspezifische Struktur, um der 
Unterschiedlichkeit von Forschungsdaten – von Daten im 
Gesundheitsbereich bis hin zu qualitativen Interviews – 
gerecht werden zu können. 

Der RfII empfiehlt, die beiden Vorhaben – Einführung 
eines Forschungsdatengesetzes und Einrichtung eines Da-
teninstituts – als ineinandergreifende Zahnräder in einem 
innovationsfähigen umfassenden Datenökosystem zu be-
greifen und mit weiteren Bausteinen im Bereich der natio-
nalen, europäischen und internationalen Dateninfrastruk-
turen zu verzahnen (RFII 2023: 1). Ein Dateninstitut sollte 
im Interesse der Forschung verschiedene Aufgaben über-
nehmen, vor allem die mangelnde Auffindbarkeit von Da-
ten begrenzen, Rechtssicherheit bei der Verknüpfung und 
Anonymisierung von Daten herstellen, das Abgrenzungs-
problem von personenbezogenen und nichtpersonenbezo-
genen Daten klären und standardisierte Datenzugänge un-
ter anderem zu privatwirtschaftlichen Daten festlegen 
(RfII 2023: 6). Bei der Realisierung der parallelen Vorha-
ben muss nach Lange unbedingt verhindert werden, dass 
zusätzliche Hürden und Doppelstrukturen aufgebaut wer-
den und unscharfe Verantwortlichkeiten bzw. überlappen-
de Regulierungen zu Widersprüchen und neuen Rechtsun-
sicherheiten führen. 

Da von einer sehr unterschiedlichen Qualität der For-
schungsdaten ausgegangen werden muss – je nachdem, 
welche Institutionen oder Wirtschaftsunternehmen Daten 
für die Wissenschaft bereitstellen –, spricht sich der RFII 
dafür aus, qualitätsgesicherte Datentreuhändermodelle zu 
etablieren. Datentreuhänder_innen könnten die Daten auf 
dritter, neutraler Ebene verwalten und sie so aufbereiten 
(z. B. durch Anonymisierung oder Pseudonymisierung)4, 
dass sie wissenschaftlich genutzt werden können, aber über 
konkrete Geschäftsmodelle oder einzelne Datenspender_
innen keine Auskunft mehr geben. So kann die notwendige 
Qualität der Daten sichergestellt und zugleich der erfor-
derliche Datenschutz gewährleistet werden. Lange verdeut-
lichte, dass mit einem Datentreuhandsystem allerdings re-
lativ hohe Kosten verbunden sind und es viel Zeit und Res-
sourcen braucht, bis genügend qualifiziertes Personal so-

wohl für die Datentreuhandstellen als auch aufseiten der 
Datengebenden und Nutzenden – Betriebe, Verwaltungen, 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen – ausgebildet 
bzw. verfügbar sind (siehe auch RfII 2019).

Nationale Forschungsdateninfrastruktur ausbauen 

Die bisher wichtigste Struktur bei der Sicherung der Quali-
tät, Validität und Seriosität von Daten ist die Nationale For-
schungsdateninfrastruktur (NFDI): Hier werden im Rah-
men der Wissenschaft – bezogen auf Disziplinen und For-
schungsfelder – Kompetenzen gebündelt, um Daten jenseits 
von Silo-Lösungen qualitätsgesichert zu sammeln, zu archi-
vieren und innerwissenschaftlich zur Verfügung stellen. 
Die NFDI sei eine Erfolgsgeschichte, meinte Lange. Des-
halb sei es sehr wichtig, dass die NFDI nicht nur dauerhaft 
erhalten bleibt, sondern auch als wichtige Infrastruktur ei-
nes europäischen Forschungsdatenraums weiter in die in-
ternationale Dimension hinein ausgebaut wird.

4    Das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) und die europäische Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO) fordern die Anonymisierung und Pseudo-
nymisierung von Daten, um den Datenschutz von Personen zu gewährleis-
ten. Bei der „Anonymisierung“ werden personenbezogene Daten so 
verändert, dass Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse 
nicht mehr oder nur sehr schwer einer natürlichen Person zugeordnet wer-
den können; bei der „Pseudonymisierung“ können personenbezogene Da-
ten ohne zusätzliche Informationen nicht mehr einer spezifischen Person 
zugeordnet werden – die zusätzlichen Informationen müssen gesondert 
aufbewahrt werden und unterliegen bestimmten Maßnahmen des Daten-
schutzes. Beide Ansätze sind bei der Umsetzung mit erheblichen Herausfor-
derungen verbunden (vgl. Bertram 2020).

Die Nationale Forschungsdateninfrastruktur wurde auf 
Initiative des Rates für Informationsinfrastrukturen von 
der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) einge-
richtet und wird von Bund und Ländern bis 2029 zu-
nächst projektförmig finanziert. Sie wird seit 2019 aufge-
baut und soll: 
•	 Datenbestände von Wissenschaft und Forschung für 

das gesamte Wissenschaftssystem systematisch er-
schließen, vernetzen und nachhaltig sowie qualitativ 
nutzbar machen;

•	 als dauerhafter digitaler Wissensspeicher dienen;
•	 relevante Daten nach den FAIR-Prinzipien zur Verfü-

gung stellen (FAIR = Findable, Accessible, Interoperab-
le und Reusable: auffindbar, zugänglich, interoperabel 
und wiederverwendbar) (NFDI o. J.).

Die NFDI besteht aus sogenannten Konsortien, in denen 
das Forschungsdatenmanagement organisiert ist: „Kon-
sortien sind auf langfristige Zusammenarbeit angelegte 
Zusammenschlüsse von Nutzenden und Anbietern von 
Forschungsdaten und umfassen Hochschulen, außeruni-
versitäre Forschungseinrichtungen, Ressortforschungsein-
richtungen, Akademien und andere öffentlich geförderte 
Informationsinfrastruktureinrichtungen. Sie sind in der 
Regel nach Fachgruppen beziehungsweise Methoden or-
ganisiert und haben zum Ziel, den Zugang zu und die 
Nutzung der für sie relevanten Forschungsdaten zu ge-
währleisten und nachhaltig zu gestalten“ (DFG 2021).

Die NFDI-Konsortien wurden durch ein von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (DFG) geleitetes Verfah-
ren in drei Förderrunden ausgewählt (vgl. DFG 2022). 

Nationale Forschungsdateninfrastruktur 
(NFDI)
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Zugriff für außerwissenschaftliche  
Interessierte regeln 

Im Umgang mit Forschungsdaten stellt sich die Frage, ob 
auch außerwissenschaftlich Interessierte Zugang erhalten 
sollten. 

Aus Sicht von Stüwe ist der entscheidende Punkt, dass In-
teressierte bei der Datenanfrage immer die konkreten Zwecke 
der Datenverwendung benennen müssten. Ausschlaggebend 
sollte immer der Zweck der Forschung sein, sei es in öffentli-
chen Institutionen oder privatwirtschaftlichen Unternehmen. 
Dabei sollte eine klare Grenze gezogen werden zwischen ei-
nem Forschungsinteresse, das dem Gemeinwohl dient (z. B. 
klinische Studien, die oft in Universitätskliniken in Koopera-
tion von Unternehmen und öffentlicher Hand durchgeführt 
werden), und Forschung, die einem Privatinteresse folgt. Pri-
vatwirtschaftliche Akteur_innen sollten zwar auch Zugang zu 
Forschungsdaten erhalten können, allerdings nur unter be-
stimmten Bedingungen. Es müsse beispielsweise reguliert 
werden, dass die Ergebnisse der darauf aufbauenden For-
schung nicht privatisiert werden, sondern die Nutzung der 
Daten an die Bedingung geknüpft wird, die Ergebnisse dann 
auch der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Auch laut RfII sollte es möglich sein, Daten mit außer-
wissenschaftlichen Interessierten zu teilen. Hingegen sei es 
nicht sinnvoll, externen Dritten einen bedingungslosen, 
pauschal geregelten Zugang zu Forschungsdaten zu ermög-
lichen. In jedem Fall sei sicherzustellen, dass eine gute und 
qualitätswahrende außerwissenschaftliche Nutzung ge-
währleistet ist. Deshalb sei es wichtig, dass externe Dritte 
konkrete Fragestellungen für ihren Datenbedarf angeben 
müssen bzw. der Zweck für die Nutzung der Forschungsda-
ten spezifiziert wird. Daraus könne dann auch abgeleitet 
werden, welchen Grad der Verarbeitung (z. B. Anonymisie-
rung) Forschungsdaten haben müssen, um für außerwis-
senschaftliche Zwecke brauchbar zu sein, mit welchem Auf-
wand bzw. mit welchen Kosten dies verbunden wäre und ob 
die angegebenen Zwecke selbst mit wissenschaftlichen 
Wertvorstellungen und guter wissenschaftlicher Praxis ver-
einbar sind (RFII 2023: 11).

Der Schutz der Autonomie wissenschaftlicher Forschung 
ist für den RfII ein zentraler Punkt: Für externe Dritte soll-
te es nicht möglich sein, im laufenden Forschungsprozess 
auf Zwischenprodukte oder Forschungsspuren zuzugreifen, 
etwa durch Tracking von Forscher_innenhandeln. Auch 
sollte es keine undifferenzierte Publizitätspflicht für For-
schungsdaten geben: Erst wenn Wissenschaftler_innen Da-
ten selbstständig publizieren und qualitätsgesichert veröf-
fentlichen, sollten diese Daten auch für externe Nutzer_in-
nen zugänglich sein. Das gelte beispielsweise für For-
schungsdaten, die in Repositorien, Forschungsdatenzentren 
oder Infrastrukturen wie der NFDI – zum Teil bereits auf-
bereitet als „Forschungsdatenprodukte“ (z. B. „Public Use 
Files“) – hinterlegt und ohne Weiteres zugänglich sind. For-
schungsdaten sollten nach Lange auch kuratiert sein, das 
heißt, die Metadaten müssen Auskunft über den Entste-
hungskontext und die Autor_innenschaft geben, damit Da-
ten nicht einfach zweckentfremdet oder als Eigenes ausge-
geben werden können.

Sicherheitsarchitektur etablieren 

Beim Zugang zu Daten spielt eine wichtige Rolle, dass in 
vielen Disziplinen und Forschungsfeldern Daten in interna-
tionaler Kooperation erzeugt oder angefordert werden. Zu-
griffe auf Daten für Forschung erfolgen oftmals global – 
auch aus Staaten, in denen Forschungsfreiheit und die Au-
tonomie der Wissenschaft nicht unbedingt gesichert ist. So-
mit besteht auch die Gefahr, dass andere Länder Zugang zu 
öffentlichen Daten erhalten und diese dann für Zwecke 
nutzen, die Nachteile für die deutsche Gesellschaft und 
Wirtschaft mit sich bringen – sei es, weil die Daten sicher-
heitsrelevant sind, Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse of-
fenbaren oder personenbezogene Informationen nicht aus-
reichend geschützt sind. 

Nach Auffassung von Stüwe stellt ein unerwünschter Da-
tenabfluss ein reales Risiko dar. Deutschland müsse seine 
Dateninfrastruktur besser schützen als bisher, was für den 
Bereich Wissenschaft und Forschung ganz besonders gelte. 
Notwendig sei eine ernsthafte Diskussion über das Thema 
Sicherheit und insbesondere Datensicherheit in der Wis-
senschaft, was mit geeigneten Maßnahmen und ausreichen-
den Ressourcen unterlegt werden müsse. 

Der RFII fordert, dass nicht alle Daten grundsätzlich für 
alle offen zugänglich sein sollten. Prinzip sollte vielmehr 
sein: „So offen wie möglich, so geschlossen wie nötig“, ver-
deutlichte Lange. Man werde innerwissenschaftlich, aber 
auch in der Beziehung zu Dritten regulativ zu Lösungen 
kommen müssen, die einer „abgestuften Sicherheitsarchi-
tektur“ folgen. In dieser sollte dann festgelegt werden, wel-
che Daten global von wem abgerufen werden können, wel-
che nur unter bestimmten Auflagen zugänglich sind und 
welche unter Sicherheitsgesichtspunkten gar nicht verfüg-
bar sein sollen.
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